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?'e Trendwende 
*eigt Erfolge 
|ige _ atzten fünf Wochen haben einige wich- 
'W»    n zur Konjunkturentwicklung unsere 
S d 

ü9ung bekräftigt, daß die Trendwende 
des jj" dramatischen wirtschaftlichen Talfahrt 

*cHahijres 1982 zu elner Perlode der wirt" 
Hih     en Belebung erfolgt ist, stellte Bun- 
S)&   Minister Gerhard Stoltenberg vor 
den ^Ur«desrat fest. Die Länderkammer hat 
SA  abll|tätskurs der Bundesregierung er- 

\   9 1983 gingen wir im Jahreswirtschaftsbericht 
s0|hJ   m Nullwachstum für dieses Jahr aus.  Im 
*'nreT erwarteten die meisten Sachverständigen 
nach, r, wachstum von 0,5 Prozent. Jetzt weisen 
Sxr,^ berzeugung der Bundesbank und fast aller 
\ iv,-    die 'etzten Trends auf ein reales Wachstum 
,   ^Irii 

Suit 
Di* In'ndestens 1 Prozent, vielleicht mehr, hin 
9er aJJ,lra9seingänge in der Wirtschaft steigen kräfti- 
deTi v ^ im Au9ust um real 8 Prozent gegenüber 
%ke 

0rJahresmonat —, die Deutsche Mark wird 
sich 1- ^acn Einschätzung der Bundesbank haben 
Verbes

le Chancen für einen leichten Zinsrückgang 
Si9kei?Sert- Der dramatische Anstieg der Arbeitslo- 
Scnat • der unser soziales Leben seit 1981 über- 
ktsterf*6, 'St saisonbereinigt im Sommer 1983 in den 
•Her,    drei Monaten praktisch zum Stillstand gekom- 

(Fortsetzung Seite 2) 

Bonn, den 13. Oktober 1983 

• DIÄTEN 
Ein Beitrag zur Verwirklichung 
des freien Mandats im Rechts- 
staat Seite 3 

• NAHOST 
Reise des Bundeskanzlers — 
ein voller Erfolg Seite 6 

• ABRÜSTUNG 
Drohungen sind keineswegs das 
letzte Wort aus Moskau      Seite 7 

• FERNSEHEN 
Heiner Geißler bedauert die 
Ablösung von Franz Alt       Seite 8 

• INFORMATION 
Erfolg in der Kohle-Runde  Seite 9 

• CDU RHEINLAND- 
PFALZ 
Sicherung von Frieden 
und Freiheit ist die wichtigste 
politische Aufgabe Seite 13 

• DOKUMENTATION 
Der richtige Weg zum Frieden — 
Evangelium und Friedenspolitik/ 
Streitgespräch zwischen Franz Alt 
und Heiner Geißler        grüner Teil 

• ÖFFENTLICHKEITS- 
ARBEIT 
Gemeinsam für Frieden und 
Freiheit rosa Teil 



UiD 32 •  13. Oktober 1983 • Seite 2 

(Fortsetzung von Seite 1) 

Wir erblicken hierin erste positive Wirkun- 
gen unserer neuen Finanz- und Wirt- 
schaftspolitik. Natürlich können wir mit 
dieser Zwischenbilanz nicht zufrieden 
sein. Die Konjunktursituation in den ver- 
schiedenen Branchen und Regionen ist 
noch recht unterschiedlich. Es bleibt un- 
sere wichtigste Aufgabe, die beginnende 
Belebung mit allen verfügbaren Mitteln zu 
verstärken und dauerhaft zu gestalten, die 
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirt- 
schaft wieder zu verbessern und die 
Trendwende auf dem Arbeitsmarkt zu er- 
reichen. 

Die wirtschaftliche Gesundung und die 
stärkere Wettbewerbsfähigkeit bleiben 
der Schlüssel zur Bekämpfung der Ar- 
beitslosigkeit als der größten sozialen 
Herausforderung dieser Jahre. Alle ande- 
ren erörterten Maßnahmen können dem- 
gegenüber nur eine ergänzende Entla- 
stung bringen. 

Deshalb muß der Kurs der Gesundung der 
öffentlichen Finanzen, der deutlichen Zu- 
rückführung der Neuverschuldung konse- 
quent fortgesetzt werden. Die Bundesre- 
gierung bekräftigt ihre Entschlossenheit, 
diesen Weg zu gehen. Nur so können wir 
das Vertrauen bei Investoren und Verbrau- 
chern stärken, die überforderten Kapital- 
märkte entlasten, Zinssenkungen fördern, 
einen deutlichen Anstieg der privaten In- 
vestitionen erzielen und eine wieder posi- 
tive Entwicklung unserer Exporte ermögli- 
chen. 

Natürlich zeichnen sich für die Einzelbera- 
tungen des Bundeshaushalts schon jetzt 
einige Veränderungen ab. Ich begrüße die 
Entschlossenheit der Mehrheit des Haus- 
haltsausschusses des Bundestages, bei 
der Fülle von Einzeltiteln weitere substan- 
tielle Einsparungen vorzunehmen. Ande- 
rerseits wird es bei der Koks-Kohle-För- 
derung aus heutiger Sicht 1984 voraus- 

sichtlich einen spürbaren Mehrbe ^ 
ben. Das Ausgabenwachstum so ^ 
auf die vorgesehenen 1,8 proZ.eufd« 
grenzt bleiben. Der günstige ^er* n<j» 
Jahres 1983 auch im Haushaltsvolur* jcr 
Bundes und fast aller Länder unter . 
die Feststellung, daß die Grundann 3 

für 1984 aus aktueller Sicht insges* 

fo'': 
listisch erscheinen. 

Für uns bedeutet das: konsequen| ^ 
Setzung     der     Haushaltskonsoll ^ 
nicht durch Steuererhöhungen, s D|i 
durch strenge Ausgabendisziplini -ssf 
sierung  unserer sozialen  Sicheru ^ |fl. 
steme, Kräftigung der Innovations- 
vestitionskraft unserer Wirtschaft- 

Wir sind uns unserer Mitverantwon ^ 
Länder und Gemeinden bewußt, ni ^ 
auf der Ausgabenseite des Bunde ^ 
halts. Die Umsatzsteuerverteilung |S sttf 
letzten Jahr um einen Punkt zU-J^,fi/ 
der Länder geändert worden. ""iL^ 
des Steuerentlastungsgesetzes 'y ^ 
der Länderanteil um einen weiteren ^ 
erhöht, um einen Ausgleich für ^ ff^ 
ren steuerlichen Maßnahmen zu sc $ 
Wer die objektiven Möglichkeiten- 
Bundes sachverständig und ^° ^ 
nommen würdigt, kann angesichts ^ 
Tatsachen im Bund-Länder-Verhält^- 
Vorwürfe der sozialdemokratisch 
ten Länder nur schwer verstehen- 

Es kann keine Rede davon sein is**1: 
Bund den Ländern einseitig zUp,e v- 
Lasten aufbürdet. Im Gegenteil: v.tf 
einbarungen und Vorlagen zeigen, ^ 
Bund seiner Verantwortung 9e9 pfff 
den Ländern auch in schwieriger1 ^r 
nachkommt, daß der Bund und die $ 
in der Lage sind, Fragen des Fin

|ted^ 
gleichs kurzfristig zu lösen. Ich ha ^ 
für eine wichtige Feststellung, d'ünfti0* 
zuversichtlich stimmt, auch ^^ 
schwierige Probleme in gegen 
Verständnis zu bewältigen. 
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VgUNDESTAG/DIÄTEN  

, n Beitrag zur Verwirklichung des 
6|en Mandats im Rechtsstaat 

%n , s,nd dle Abgeordneten- 
8er, " "JJcht erhöht worden. Dage- 

SiL   rch8chnltt um menr a,s 40 

Ven die Lonne und Gehälter' dle 

*%\i  Um menr a,s 38 Prozent. Die 
H h°?n der CDU/CSU, FDP und 
d** Bu      auf9rund elnes Berichtes 
^*et>   es*agspräsidenten einen 
\ d. n*wiirf eingebracht, nach 
\ ^ D«äten von monatlich 7500 

VüJuH 1983 um 320 DM <4'26 
\ H/Io ' ern°ht werden sollen. (Ein 
feitet s9ehalt wird für die Abge- 
WJn' w|e bisher, nicht gezahlt.) 
9en -?''*nd die wichtigsten Passa- 
wUrfe!

8 9emeinsamen Gesetzent- 
s UrHJ des Berichtes des Bun- 

sPräsidenten im Wortlaut: 

b^r 
vom 

M 
h    -". Präsidenten  des Deutschen 

'©stages gem. § 30 des Abgeord- 
iegt~   "^es am 11. Oktober 1983 vor- 

^h6riri 
Bericht stellt aufgrund einer ein 

djqu 
aen PKW..— * *    J„O M-.~ c«**.^h«i 

N*tz 

Prüfung fest, „daß die Entschä- 
8stär?aCh Art 48 Abs  3 GG nach den 

Ndn t    des Grundgesetzes, des Ab- 
NB.6 en9esetzes und des Urteils des 

les*en ist. 
'9srwT 'assungsgerichts derzeit nicht 

^r*Ust Bericht dargelegt wird, ist die- 
u Jahr 

dadurch entstanden, daß die 
?Öhe f6

e 1977 auf einer angemessenen 
S*n 

st9esetzte Entschädigung unver- 
'983   9erjlieben ist, während seitdem bis 

die 
Vrdi

durcnschnittlichen Brut- 
üstrie

nSte der Arbeiter in der 

45,2 % 

34,0 % 

28,0 % 

45,0 % 

— die durchschnittlichen Brut- 
tomonatsverdienste der Ange- 
stellten in Industrie und Handel 
um 
— die Bezüge im öffentlichen 
Dienst um rund 
— die Renten der gesetzli- 
chen Rentenversicherung um 38,7 % 
— die Leistungen der Sozial- 
hilfe um rund 
angestiegen sind. 
Der Bericht des Präsidenten richtet daher 
folgende Empfehlung an den Deutschen 
Bundestag: 
„Der Gesetzgeber sollte diesen mit den 
Geboten der Verfassung nicht mehr im 
Einklang stehenden Zustand durch eine 
maßvolle, im Hinblick auf die soziale, wirt- 
schaftliche und finanzielle Lage der Bür- 
gerinnen und Bürger angemessene Erhö- 
hung der Entschädigung ändern und für 
eine verfassungsgemäße Regelung den 
erforderlichen Beschluß fassen." 
Der vorliegende Gesetzentwurf folgt die- 
ser Empfehlung, indem er eine sehr gerin- 
ge Erhöhung der Entschädigung vorsieht, 
die nur die Entwicklung der Durch- 
schnittseinkommen des Jahres 1983 be- 
rücksichtigt, nicht aber auch die Erhöhun- 
gen der Durchschnittseinkommen, die in 
den Jahren 1977, 1978, 1979, 1980, 1981 
und 1982 stattgefunden haben. Dies er- 
schien im Hinblick auf die derzeitige sozia- 
le, wirtschaftliche und finanzielle Lage der 
Bürgerinnen und Bürger als allein vertret- 
bar. 
Zugleich  stellt  der  Gesetzentwurf  aber 
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auch sicher, daß dem Deutschen Bundes- 
tag künftig jährlich ein detailliert begrün- 
deter Vorschlag zur Beschlußfassung vor- 
liegt, der die in dem jeweils vorangegan- 
genen Jahr eingetretenen Veränderungen 
der Durchschnittseinkommen der Bürge- 
rinnen und Bürger berücksichtigt, damit 
die Höhe der Entschädigung sich künftig 
nicht noch weiter von der allgemeinen 
Entwicklung entfernt als bisher schon ge- 
schehen. 

Auf eine Anpassung der Kostenpauschale 
wird auch für das Jahr 1983 verzichtet. 

Um einen weiteren Einkommensrückstand 
der Mitglieder des Bundestages zu ver- 
meiden, wird das in diesem Gesetzentwurf 
vorgesehene neue Verfahren des § 30 
Abs. 2 zur Anpassung der Entschädigung 
nach § 11 bereits im Jahre 1983 prakti- 
ziert. Die Entschädigung wird danach von 
7500 DM auf 7820 DM festgesetzt. Der 
Anpassungsbetrag von 320 DM entspricht 
einer Steigerung von 4,26 Prozent. Dieser 
Steigerungssatz ist aus dem Durchschnitt 
der linearen Veränderungen folgender Ein- 
kommen im Jahre 1983 errechnet worden: 
1. Durchschnittliche Brutto- 
stundenverdienste der Ar- 
beiter in der Industrie = +4,4   % 
2. Durchschnittliche Brutto- 
monatsverdienste der An- 
gestellten in Industrie und 
Handel = +4j   % 

3. Dienst- und Versor- 
gungsbezüge im öffentli- 
chen Dienst = + 2,0   % 
4. Vergütungen der Ange- 
stellten und Löhne der Ar- 
beiter im öffentlichen Dienst 
(Mittelwert) = +2,25% 
5. Renten der gesetzlichen 
Rentenversicherung = +5,6   % 

6. Arbeitslosengeld = +1,4   % 
7. Arbeitslosenhilfe (durch- 
schnittliche     Nettoleistung 

an   einen  Zahlungsempfän- .5 % 
ger) 

8. Sozialhilfe        (rechneri- 
scher     Durchschnitt     des g | 
Eckregelsatzes)                        •* +    tflf. 
Die Bezieher von Einkommen aUS

qö2' 
nehmertätigkeit und Vermögen (j'    c|v 
+ 2,7 Prozent) sind nicht in die Bf ^ 
nung  einbezogen  worden,  weil sl   $ 
schwer vergleichbar sind und vervV®2 vOf' 
Zahlen nur für das Kalenderjahr 198 

liegen. .^ 
Zur Gewichtung des Stärkeverhältn. r 
wurden  folgende  Anteile   der e{°z ^ 
Einkommensgruppen aus dem Jarire 

herangezogen: ^ 
1. Arbeiter 10074800 - ^H 
2. Angestellte 8582600 •" 
3. Beamte 2324000 * 
Versorgungs- 
empfänger (ÖD) 1007758 "- 

4. Angestellter/ 
Arbeiter im ÖD 1731000 * 
5. Rentner 13264000 - 
6. Empfänger von 
Arbeitslosengeld 926000 •* 
7. Empfänger von 
Arbeitslosenhilfe 291000 ** 
8. Sozialhilfeempfän- 
ger 1291000 

zusammen 39492200 =   '      ,, 

Eine Berechnung der durchsehet ^ 
linearen Einkommensveränderungen .^5 
Berücksichtigung des Stärkeverhält^t 
der einzelnen EinkommensgrupPen ^ 
somit für das Jahr 1983 eine Ste'9 
von 4,26 Prozent. .$ 

Da diese Erhöhung erst ab 1- Jul'  $ 
gelten soll, ergibt sich insgesamt f    ^ 
Kalenderjahr  1983 lediglich eine & 

rung von 2,13 Prozent. ^t 
Nach § 30 des Abgeordnetengesetz^- 
der Präsident des Deutschen Bun ^ 
ges zwar alle zwei Jahre zur Angen^ ^ 
heit der Entschädigung Stellung zU 
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S ih 
SR oblie9t aber nicht die PflicW, 
breit 

Undestag einen Vorschlag zu unter- 
en h Dies hat in der Vergangenheit mit 
Seiti97i9etragen. daß die Entschädigung 
\ rt    nicht entsprechend der Entwick- 

>ell 
a|lgemeinen wirtschaftlichen und 

ler> Verhältnisse angepaßt worden 

\r .r?sidenten des Bundestages wird 
H L. ünftig im Gesetz aufgegeben, jähr- 
%t tS 2urn 31. Mai zur Angemessenheit 

^Schädigung Stellung zu  nehmen •Hl >      "ÖU'gung  oieiiung  ^u  nein neu 
^o

u9leich unter Zugrundelegung der 
^ensveränderuna bestimmter ^"'^ensveränderung 

gr>jp Ucklich genannter Einkommens- 
'<%a Und Berücksichtigung ihres An- 
^ieh d6r Gesamtzahl der Einkommens- 
d6r t 

er einen Vorschlag zur Anpassung 

SentSChädigung nach § 11 Ab9eordne~ 
% |Set2 in der Weise zu unterbreiten, 
S°H dieser Begründung zu Nr. 1  ge- 

di6 J
cher Weise obliegt dem Präsidenten 

*esf(jICht' auf9rund der veränderten Indi- 
^a 

r die Lebenshaltung und für die Ein- 
stenD 

elsPreise eine Anpassung der Ko- 
^ten chale nach § 12 Abs. 2 Abgeord- 
V°rSchrSetz vorzuschlagen. Über beide 
"Hu 9e beschließt der Bundestag mit 
Di6 t

n9 Vom 1- Juli eines Jahres. 
d6r ^tschädigung der deutschen Mitglie- 
SprichfS EuroPaischen Parlaments ent- 
%t J mjt 7 500 DM der Entschädigung 
9es. 'Glieder des Deutschen Bundesta- 
ge '^Sle wird zum gleichen Zeitpunkt wie 
Xj}tschadigung nach § 11 des Abge- 
*et*t   Gesetzes auf 7820 DM festge- 

g^de?ldent des Deutschen 
h»«h    9es» Rainer Barzel, stellte 
b^n\ Bericht u.a. fest: 

di   
nat»hängigkeit der Abgeordneten, 

v6rfa     
auch   durch   die   Entschädigung 

^B    Un?srechtlich    gesichert    werden 
' yehört zum Kern der Bestimmung 

unserer Verfassung über den Auftrag der 
Abgeordneten. Artikel 38 Abs. 1 des 
Grundgesetzes drückt dies so aus: 

„Die Abgeordneten des Deutschen 
Bundestages werden in allgemeiner, 
unmittelbarer, freier, gleicher und ge- 
heimer Wahl gewählt. Sie sind Vertreter 
des ganzen Volkes, an Aufträge und 
Weisungen nicht gebunden und nur ih- 
rem Gewissen unterworfen." 

Die Entschädigung der Abgeordneten hat 
demnach die Aufgabe, einen Beitrag zur 
Verwirklichung des freien Mandates zu lei- 
sten. 

Das Bundesverfassungsgericht hat in sei- 
nem Urteil vom 5. November 1975 (2 BvR 
193/74) hierzu festgestellt: 

„Die Bemessung des parlamentari- 
schen Einkommens darf die Entschei- 
dungsfreiheit des Abgeordneten und 
die praktische Möglichkeit, sich seiner 
eigentlichen parlamentarischen Tätig- 
keit auch um den Preis, Berufseinkom- 
men ganz oder teilweise zu verlieren, 
widmen zu können, nicht gefährden. * 

Die Unabhängigkeit, das Mandat wahrzu- 
nehmen, ist nur gegeben, wenn der Abge- 
ordnete von dem Zwang befreit wird, sich 
um die Existenzsicherung für sich und sei- 
ne Familie zu kümmern. Das Bundesver- 
fassungsgericht fordert daher: 

„Die ... Entschädigung muß für sie und 
"ihre Familien während der Dauer ihrer 
Zugehörigkeit zum Parlament eine aus- 
reichende Existenzgrundlage abgeben 
können ... Die Alimentation ist also so 
zu bemessen, daß sie auch für den, 
der, aus welchen Gründen immer, kein 
Einkommen aus einem Beruf hat, aber 
auch für den, der infolge des Mandats 
Berufseinkommen ganz oder teilweise 
verliert, eine Lebensführung gestattet, 
die der Bedeutung des Amtes ange- 
messen ist." 
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Rang und Verantwortung des Abgeordne- 
ten ergeben sich aus unserem Verständ- 
nis der parlamentarischen Demokratie und 
den Aufgaben des Bundestages im Ver- 
fassungsgefüge. Der Deutsche Bundes- 
tag ist das Herz unseres freiheitlichen und 
sozialen Rechtsstaates. Der Deutsche 
Bundestag ist nicht nur höchstes Gesetz- 
gebungsorgan. Ihm obliegt auch eine um- 
fassende Kontrollfunktion. 

Die Belastung der Abgeordneten ent- 
spricht dem Rang und der Verantwortung 
dieser Aufgaben. Dazu hat das Bundes- 
verfassungsgericht festgestellt: 

„Der Umfang der Inanspruchnahme 
durch das Mandat ist so stark gewach- 
sen, daß der Abgeordnete in keinem 
Fall mit der im Arbeitsleben sonst übli- 
chen und allgemein als Fortschritt 
empfundenen wöchentlichen Regelar- 
beitszeit von 40 Stunden seine Ver- 
pflichtungen bewältigen kann. Er wird 
im Parlament durch Plenar- und Aus- 
schußsitzungen, in der Fraktion und 
Partei durch Sitzungen und Arbeiten 
sowie im Wahlkreis durch Veranstal- 
tungen der verschiedensten Art, nicht 
zuletzt durch Wahlvorbereitungen und 
Wahlversammlungen, in Anspruch ge- 
nommen. So sehr er theoretisch die 
Freiheit hat, seine Aktivitäten in diesen 
drei Bereichen nach eigenem Ermes- 
sen bis über die Grenze der Vernach- 
lässigung seiner Aufgabe hinaus einzu- 
schränken, in der Praxis kann er sich 
dies aus den verschiedensten Gründen 
nicht leisten." 

Die Entschädigung muß dazu beitragen, 
daß dem Deutschen Bundestag Persön- 
lichkeiten angehören, die bereit und fähig 
sind, diese Arbeit zu leisten und der Ver- 
antwortung gerecht zu werden. Die Quali- 
tät unseres freiheitlichen Rechtsstaates 
und der deutschen Politik hängt auch ab 
von der Qualität seines Parlaments, also 
seiner Abgeordneten. 

NAHOST 

Reise des 
Bundeskanzlers e»n 

voller Erfolg 
Die Nahostreise von Bundeskanzler^ 
mut Kohl ist ein voller Erfolg, erKl jags- 
Vorsitzende   der   CDU/CSU-Bundes 
fraktion, Alfred Dregger. Der Bundes ^ 
ler habe das deutsche Interesse an. 
fassender   wirtschaftlicher,   techn' ^ 
und politischer Zusammenarbeit m> 
besuchten Ländern, sowie unser in    s0 

se an Stabilität in dieser für Eur°P 
wichtigen Region an die Spitze seine. ^ 
mühungen gestellt. Es sei ihm dabe

er?ü 
lungen, die Kräfte im arabischen La^ie£j|i- 
ermutigen, die bereit sind, auf eine      .. 
ehe Lösung des Nahostkonflikts hin 
beiten. ,0, 
Die politisch wohl bedeutsamste *   *. 
der Nahostreise war der Besuch in &   8r 
Arabien. Dieses Land ist nicht nur. s0' 
der Haupthandelspartner der Buno  ^ 
publik Deutschland. Ihm kommt «* $ 
hebliche strategische Bedeutung fu-u(v 
gesamte Region zu. Daher hat der     p 
deskanzler mit  seinen  saudi-arah'S ^ 
Gesprächspartnern auch Fragen de ^ 
teidigungsfähigkeit  Saudi-Arabiens     r. 
tert.  Daß dabei die israelischen & ^ 
heitsinteressen    berücksichtigt    ^ 
mußten, ist selbstverständlich. ^ 
Der Bundeskanzler hat jedoch gut    ^r 
getan, eine mögliche Lieferung deu* ^t 
Rüstungsgüter   an   Saudi-Arabien    ^ 
zum Tabu zu erklären. Hier wird es a    5- 
Feinabstimmung ankommen. Der ^° ^ 
kanzler hat dafür in Dschidda denJ&  c|i 
geschickt vorbereitet, was diesen 0f'   ^ 
von    dem   seines   Vorgängers   ^ 
Schmidt unterscheidet. 
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I ABRÜSTUNG 

Rohlingen sind keineswegs 
;a$ letzte Wort aus Moskau 
di^es Schlagwort soll im Westen 
ty?J|9«t verstärken. Als „neue Eis- 
\\Jaraniatisieren Egon Bahr im 
"Vim "Vorwärts" und Erich Honek- 
9*h a! "Neuen Deutschland" die Fol- 
w*oa    r Nachrüstung — sollte sie 
Wjer

n des eiskalten „Nein" der So- 
phia       zu den westlichen Vor- 
S(Jhfti?en in Genf fur eln falres Zwi" 

nergebnis notwendig werden. 

UrJes Verbale Einschüchterungsma- 
An<jr 

Ver folgt der grimmigen Warnung 

^üch°WS' der in seiner letzten Ein" 
\Q erun9sbotschaft den Teufel an die 
Kr|fj ^'t, um die nervenschwachen 
9Se der SPD und der Friedensbewe- 
sti9ket 9egen die Klarsicht und die Fe~ 
%h-J. des Atlantischen Bündnisses zu 
sich    eren.   Die   Bundesregierung   läßt 

Nstv Von dieser neuen Pnase der 

^rs hfr.starkun9 nicht beeinflussen. Ihr 
^str !'bt Derechenbar zuverlässig und 
^ister 

U     ' stellt Alois Mertes, Staatsmi- 
lrn Auswärtigen Amt, dazu fest. 

S°Ute 0 5rti6rjk
es ab Ende 1983 zu Nachrüstung 

n°tty6 
niscner Mittelstreckenwaffen als 

V(js
n

t
dlger Ausgleich zur sowjetischen 

^6ut 9 seit 1977 kornmen müssen, so 
^eck dies keineswegs, wie Bahr und 
\ & u°s glauben machen wollen, 
Wß9inn einer Eiszeit in den Ost- 
Abk(jU| 2|ehungen. Mit einer zeitweiligen 
?u iwun9 der Atmosphäre ist allerdings 
% nie Hen' lm atomaren Zeitalter und ei- 
f'ecnt   gewesenen internationalen Ver- 
Verul6-|? S'nd beide Lager zum Dialog s*ine "*•   Moskau   wird   möglicherweise 
He \T wie wir wissen — längst geplante 

0rrüstungswelle starten, aber keine 

Politik abenteuerlichen Zornes, sondern 
ruhiger Wahrung der eigenen Interessen 
betreiben. 
Dabei ist die Sowjetunion vital auf Zusam- 
menarbeit mit dem Westen angewiesen, 
auch mit der Bundesrepublik Deutsch- 
land. Auf Kooperation kann heute keine 
Seite mehr verzichten, wenn sie sich nicht 
tief ins eigene Fleisch schneiden will. 
Klipp und klar ist der Wille der Bundesre- 
gierung und der NATO, auch nach einem 
Beginn der Nachrüstung die Bemühungen 
um echte — nicht trügerische — Entspan- 
nung und um ausgewogene — nicht ein- 
seitige — Abrüstung fortzusetzen. Ein Be- 
weis dafür: Die Vorbereitungen für die An- 
fang 1984 in Stockholm beginnende Kon- 
ferenz für Vertrauensbildung und Abrü- 
stung in Europa (KVAE) sind in West und 
Ost in vollem Gange. 
Der Atomwaffensperrvertrag gebietet zu- 
dem den beiden Supermächten die Fort- 
setzung ihrer Verhandlungen über euro- 
strategische Abrüstung auch trotz der 
jahrelangen euro-strategischen Vorrü- 
stung der Sowjetunion und einer notwen- 
digen Nachrüstung der USA. 
Sollte die Sowjetunion uns weiterhin den 
Anspruch auf zuverlässige Sicherheit 
durch eine glaubwürdige amerikanische 
Sicherheitsgarantie bestreiten und das 
Ziel fairer Abrüstung sabotieren, würde 
Moskau sein Ansehen als friedensfähige 
und abrüstungsbereite Macht völlig verlie- 
ren. Das kann und wird nicht das Interes- 
se des Kreml sein. Andropows Drohungen 
sind keineswegs das letzte Wort aus Mos- 
kau. Ruhige Nerven sind jetzt die Voraus- 
setzung verantwortlicher deutscher Poli- 
tik. 
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FERNSEHEN 

Heiner Geißler 
bedauert die Ablösung 
von Franz Alt 
Wider besseres Wissen versucht der 
SPD-Fraktionsvorsitzende Vogel den 
Eindruck zu erwecken, als habe die 
CDU Einfluß auf eine interne Ent- 
scheidung des Südwestfunk-Inten- 
danten Hilf genommen. Im Gegen- 
satz zu Vogels perfider Verdächti- 
gung hat der Generalsekretär der 
CDU, Heiner Geißler, in einem Fern- 
schreiben an Intendant Hilf deutlich 
gemacht, daß einem Journalisten 
und CDU-Mitglied wie Franz Alt aus 
seinem Auftritt in einer Parteiveran- 
staltung kein persönlicher und beruf- 
licher Nachteil erwachsen darf. 

Das Fernschreiben hat folgenden Wort- 
laut: 

Lieber Herr Hilf, 
ich möchte Ihnen im folgenden mitteilen, 
warum ich Ihre Entscheidung gegenüber 
Franz Alt bedaure. 

Wie allgemein bekannt, hat Herr Alt am 27. 
September 1983 mit mir im Konrad-Ade- 
nauer-Haus zusammen mit 60 Persönlich- 
keiten des wissenschaftlichen, des kirchli- 
chen und des öffentlichen Lebens im Rah- 
men der Konrad-Adenauer-Haus-Gesprä- 
che der Christlich Demokratischen Union 
über das Thema „Der richtige Weg zum 
Frieden" diskutiert. Dieses Streitgespräch 
hatte eine große öffentliche Resonanz. 

Wenige Tage darauf haben Sie Herrn 
Franz Alt von der Moderation der Fern- 

sehsendung  Report vorübergehen     | 
bunden. Daraus ist in der ÖffehJ1 ^r 
der Eindruck entstanden, als ob ofi $ 
anstaltung und ihr Ablauf der Anlaß 
re Entscheidung hätte sein können- 

,   «er/ 
Ich möchte Ihnen gegenüber als u    $• 
sekretär der CDU meine Auffassung, 
kräftigen, daß einem Mitglied der     p. 
lieh   Demokratischen   Union,   vvie    ^ 
Franz Alt, auch dann, wenn er ein^ 
der Mehrheitsmeinung der Partei a .^ 
chende und umstrittene Position au  ^. 
Veranstaltung der Partei vertritt, infJ „{t 
aus   kein   persönlicher   und   berU 

Nachteil erwachsen darf. 
• $ 

Ich  halte die  politische  und •°r*\$ 
Bewertung   z.   B.   des   NATO-DopP^ 
Schlusses durch Franz Alt für ^s° ^ 
sehr problematisch. Aber die CDU is y 
Volkspartei und keine Einheitspartel' ^ 
ich habe Respekt vor der moralist ^ 
gründeten Auffassung von Franz A • ^ 
ja nicht, wie viele, von der Politik a  ^ 
Bergpredigt, sondern umgekehrt ^ y 
Bergpredigt heraus zu seiner po|jtl J# 

Auffassung gekommen ist. Es mu^   ( 

lieh sein, daß ein Fernsehjournalist 9 ^ 
in  seiner eigenen  Partei  öffentlich 
kontrovers  über den  besten ^e^-ag\ 
Frieden diskutiert und dabei seine ey 

Meinung engagiert vertritt. 

mit Ich bin davon überzeugt, daß Sie 
darin übereinstimmen. Sie selber haD' 
ermöglicht, daß das Streitgespräch  ^ 
Programm des SWF gesendet WLjr % 
nachfolgend von anderen Anstalter1 

nommen  wird.   Dafür  möchte ich 
ausdrücklich danken. 

Mit freundlichen Grüßen 
Dr. Heiner Geißler 

(Siehe auch Dokumentation im 0 
Teil dieser Ausgabe) 

:J 
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'NFORMATION 

J^lg in der Kohlerunde 
gr{jßt ^

Du/CSU-Bundestagsfraktion be- 
de Q.den Konsens, der bei der Kohlerun- 
g6n 

er Ausma# und Rahmenbedingun- 
$es j^s notwendigen Anpassungsprozes- 
i$t. ^Steinkohlebergbau erreicht worden 

% :erklärt e  der energiepolitische  Spre- 
ad«. •der   CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

OGerstein- 
tiit |f ifers wicnti9 ist- daß soziale Härten 
vorgJ des Anpassungsgeldes und der 
Tiierio

Sehenen Anpassungsschichten ver- 

Cnwerden- 
'en ?mt ietzt darauf an, bei der konkre- 
Maßp. ^s9estaltung    der    vorgesehenen 
,6rneh sicnerzustellen- daß die Un_ 

6ntsta'
T1en den aufgrund der Stahlkrise 

^Mili Kapazitätsüberhang    von 
^"sch°nen * 9eordnet abbauen können. 
% en den Unternehmen und der Indu- 
|>iQs^

Werkschaft Bergbau und Energie 
^er 

n. J©tzt tragfähige Vereinbarungen 
^nicht^16 vor9esenenen Anpassungs- 
Vfle        zum   Haldenabbau   vereinbart 

Qe
an9e'ischer Kreis als 

^rj|*n9ewicht zur 
^ aensbewegung 
'n der 

9en9ew'cht zur Friedensbewegung 
beits^r 

evar)gelischen Kirche will der Ar- 
^n, d

6ls Sicherung des Friedens" bil- 
9enSat

6r sicr> in Bonn vorstellte. Im Ge- 
9ljpp 2 2u d©n innerkirchlichen Friedens- 
v0rH. n ist der Arbeitskreis, der bereits 

1 Jahren gegründet wurde, der Auf- 
^ATQ ?J daß Politische Fragen — wie die 
'^o|0   acnrüstung   —   nicht   aus   einer 
% WK lschen Position beantwortet wer- 
^' K°nnen. 

r Brakelmann, Professor für Sozial- 

ethik in Bochum und SPD-Mitglied, einer 
der beiden Vorsitzenden des Arbeitskrei- 
ses, bezeichnete den als gemeinnützig 
eingetragenen Verein als eine „Samm- 
lungsgruppe sehr unterschiedlicher Gei- 
ster" aus verschiedenen Parteien. Man sei 
keine „Kampfgruppe für Aufrüstung", mei- 
ne jedoch nicht, daß im sicherheitspoliti- 
schen Bereich durch einseitige Vorleistun- 
gen etwas erreicht werden könne. 
Der andere Vorsitzende, der CDU-Abge- 
ordnete und Staatsminister im Bundes- 
kanzleramt, Friedrich Vogel, äußerte die 
Auffassung, daß der Arbeitskreis im Ein- 
klang mit den Vorstellungen der Mehrheit 
der evangelischen Christen stehe. Der in 
der Öffentlichkeit manchmal entstehende 
Eindruck, die evangelische Kirche sei 
gleichbedeutend mit der Friedensbewe- 
gung, sei falsch. Unter den 18 Mitgliedern 
im Arbeitskreis sind auch der frühere Ver- 
teidigungsminister Hans Apel (SPD) und 
Ex-Bundeswehrgeneral Ulrich de Maiziere. 

Abfuhr für die 
„Blockade-Süchtigen" 
An der Haltung der etwa 300 Mitglieder 
der SPD-Betriebsgruppe im Bundesvertei- 
digungsministerium kann sich mancher 
sozialdemokratische Spitzenpolitiker ein 
Beispiel nehmen. Der SPD-Unterbezirk 
Bonn hatte die sozialdemokratischen Sol- 
daten und Zivilbediensteten auf der Hardt- 
höhe aufgefordert, sich an der für den 21. 
Oktober geplanten „Blockade" des BMVg 
zu beteiligen. Die Antwort der Betriebs- 
gruppe verdient Beachtung und Respekt. 
Man betrachte es als einen Verstoß gegen 
die Solidarität, wenn die Sozialdemokraten 
im Ministerium „an der Erfüllung unserer 
gesetzlichen Aufgaben, die wir als Beitrag 
zur Erhaltung des Friedens verstehen, in 
unangemessener Weise gehindert wer- 
den". 
In der Antwort der Betriebsgruppe an den 
SPD-Unterbezirk werden — so MdB Willi 



UiD 32 • 13. Oktober 1983 • Seite 10 

Weiskirch — zwei bemerkenswerte Fest- 
stellungen getroffen: es gelte 
erstens immer noch der Beschluß des 
Parteivorstandes, nach dem jede Konfron- 
tation zwischen SPD und Bundeswehr 
und auch den alliierten Streitkräften ver- 
mieden werden solle; und es gebe 

zweitens keine Garantie dafür, daß die 
Blockadeaktion der Friedensbewegung 
Ziele anstrebe, mit denen sich die SPD 
unter keinen Umständen identifizieren 
könne. Nach allem, was in den letzten Ta- 
gen aus den regionalen Parteigliederun- 
gen — aber auch von führenden SPD-Po- 
litikern — zum Nachrüstungsthema zu hö- 
ren war, setzt der klare Bescheid von der 
Hardthöhe ein erfreuliches Signal. 

Landesbischof mahnt 
Johannes Hanselmann, Landesbischof der 
Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bay- 
ern, hält ein Recht auf Widerstand ange- 
sichts der geplanten Stationierung von 
Mittelstreckenwaffen in der Bundesrepu- 
blik Deutschland nach dem Grundgesetz 
für nicht gegeben. Es sei unverantwort- 
lich, schreibt der geistliche Würdenträger 
an alle evangelische Pfarrerinnen und 
Pfarrer, wenn junge Menschen auf „soge- 
nannte Regelverstöße" vorbereitet oder 
dazu ermuntert würden. Gerade jugendli- 
che Demonstranten seien nämlich oft 
nicht in der Lage, die Folgen eines sol- 
chen Handelns abzusehen und die Konse- 
quenzen zu tragen. 

Stiftung „Wald in Not" 
in Bonn gegründet 
Jeder einzelne Bundesbürger soll nach 
Ansicht von Bundesinnenminister Fried- 
rich Zimmermann (CSU) bei der Bekämp- 
fung des Waldsterbens helfen. Ergänzend 
zu den Anstrengungen des Staates sei die 
freiwillige engagierte Mitwirkung der Bür- 
ger nötig, um die bisher größte Herausfor- 

teh«n zJ 

bei0 

No'* 
jtz9 

derung des Umweltschutzes bes 
können, unterstrich Zimmermann 
Gründung der Stiftung „Wald in • 
Bonn. Die vom Präsidenten der SchU 
meinschaft Deutscher Wald, dem 
land-pfälzischen Ministerpräsid6 ^ 
Bernhard Vogel, initiierte Stiftung S°J ^ 
Sachverstand und das Engager^  ~. 
umweltbewußten Bürgern, Umwelt^ .„. 
den und privaten Initiativen zusamme 

ren. 

Vertrauensbeweis 
für Friedrich Vogel 

Bü< Die Mitgliederversammlung des "~  ^i 
arbeitskreises   Christlich-Demokrati* 
Juristen (BACDJ) wählte am Donner 

dem 6. Oktober 1983, in Bonn den 
destagsabgeordneten Friedrich Vofl6,,, 
neut zum Vorsitzenden. Friedrich ^°* $ 
langjähriger Vorsitzender des 9erne

Dfl^ 
men Vermittlungsausschusses des     5 

sehen Bundestages und des Bundes   . 
und seit Regierungsübernahme Staa  u 

bekie' 
bereit nister beim Bundeskanzler 

das Amt des BACDJ-Vorsitzenden 
seit 1970. Ebenfalls einstimmig wjr   nd« 
bisherige    stellvertretende    Vorsitz6,. 
Staatsminister a. D. Otto Theisen, *"e 

/ 
gewählt. Zum Nachfolger des auf el*\.a|t$ 
Wunsch ausgeschiedenen Rechtsan   r, 
Carl-Otto Lenz wählte die Mitglied6 u 

Sammlung ebenfalls einstimmig ^e, 
den-württembergischen   Justiz-   un 

nenminister Heinz Eyrich. 

9 

2000 Polit-Chaoten 
reisen durch Deutschland 
Ein harter Kern von 1000 bis 2000 z^J,. 
waltanwendung entschlossener ^ 
Chaoten reist nach Angaben des f 
Abgeordneten Joseph-Theodor ß|af1 a^i 
der Bundesrepublik umher, um im • $ 
menhang mit Demonstrationen Störü ^ 
und Zusammenstöße mit der P°lize 

provozieren. 
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NATO-DOPPELBESCHLUSS 

Nworten auf Fragen in der 
r'edensdiskussion 

um die Friedens- und Si- 

Seltspo,ltik wird ,elder in der po" 
\\ ,/JJJn Argumentation zunehmend 
W"'fische Aspekte verkürzt. 
%n*r lst es> dle Auseinanderset- 
JHijL11^ dem politischen Gegner im 
die o ,8tz|lchen zu führen, das heißt, 
%se lstige Auseinandersetzung, ob 
ttiit ü

re Verte'digungspolitik und da- 
Mir^  ere Freiheit verteidigungs- 
lii <u!fU8* oder nicnt- Um aDer aucn 

^kft»     kusslon uber dle Zanl der 

Ha     und lhre Vernichtungskraft 
teCPPnet zu seln- hat die HauPtab" 
•ÜIll? Polltik der Bundesgeschäfts- 
Ahtw0

elne Reihe von Fragen und 
% D, rJen zusammengestellt, die für 

SkUScir»r» hilfroioh coin WPrHpn 

Sch, 
^ssion hilfreich sein werden. 

'e Q. °n heute verfügen beide Weltmäch- 
*u$re

er Arsenale von Nuklearwaffen, die 
vsrnic°h

hen- die Menscnneit mehrfach zu 
Wir0an ("overkil1'')- Warum brauchen 
AL    nn die Nachrüstuna? Ab 
s6in 

reckung kann nur dann wirksam 
^ngjWenn sie glaubhaft ist. Abschrek- 
^y1 glaubhaft, wenn die NATO mit ih- 

^'e9 fi?ffen so antworten kann- daß ein 

^u r den An9reifer nicht möglich wird. 
%^ nUß die NAT0 Streitkräfte in sol- 
cher,   mfan9 und von solcher Qualität 

^ ddaß S'e fäh'9 ist' sich 9e9en Jede 

Art u   6S An9riffs zu verteidigen. 
f°rder|- J-^fang der für Abschreckung er- 
s'ch a'Chen Waffen der NATO müssen 
h*s Ge den milltarischen Fähigkeiten ei- 
^ke 2nerS orientieren- Angesichts der 

des Warschauer Paktes brauchen 

wir starke konventionelle Truppen ebenso 
wie ein lückenloses Spektrum nuklearer 
Mittel. Die Tatsache, daß das Bündnis bis- 
her den nuklearen Mittelstreckenwaffen 
der UdSSR, vor allem den SS-20-Raketen 
und den Backfire-Bombern, nichts Gleich- 
wertiges entgegenstellen kann, zeigt je- 
doch, daß es eine Lücke im Reaktions- 
spektrum der NATO gibt. 

• Ist ein Krieg aus Versehen möglich? 
Falschen Alarm hat es schon gegeben. 
Ein automatischer Atomkrieg kann aber 
nicht ausgelöst werden, weil das Zusam- 
menwirken unabhängig voneinander arbei- 
tender technischer Kontrollsysteme und 
politischer EntScheidungsprozesse dies 
unmöglich macht. Beide Seiten haben um- 
fangreiche Vorkehrungen getroffen, die ei- 
nen automatischen Atomkrieg ausschlie- 
ßen, weil sie wissen, welche Folgen er hät- 
te. Die politische Entscheidung für einen 
möglichen Einsatz kann erst nach Vorlie- 
gen mehrfach abgesicherter Meldungen 
voneinander unabhängiger Systeme fallen. 
• Was versteht man unter Erstschlag, 
und was bedeutet der Ersteinsatz von 
Atomwaffen? 

Unter Erstschlag versteht man die Fähig- 
keit der einen Seite, die andere Seite mit 
einer einzigen Aktion völlig zu entwaffnen, 
d. h. ihr die Mittel zu nehmen, mit denen 
sie zurückschlagen könnte (Zweitschlag). 
Das hieße in diesem Fall, daß der Westen 
sämtliche Stellungen der sowjetischen 
Raketen, gleichgültig welcher Reichweite, 
durch einen einzigen Zugriff zerstören 
könnte. Über diese Fähigkeit verfügt keine 
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der beiden Weltmächte. Die Pershing II 
könnte z. B. eine solche Aufgabe allein 
schon wegen ihrer geringen Stückzahl 
und Reichweite nicht lösen. 

Etwas anderes ist der Ersteinsatz von 
Atomwaffen. Er bezieht sich auf atomare 
Sprengkörper, die begrenzt eingesetzt 
werden, falls ein Angreifer unsere Vertei- 
digungsbereitschaft und sein eigenes Ri- 
siko falsch einschätzt. Die Sowjetunion 
verkündet einen Verzicht auf diesen ato- 
maren Ersteinsatz, verliert aber über den 
möglichen Ersteinsatz ihrer konventionel- 
len Waffen kein Wort. Die Weigerung des 
Westens, auf den atomaren Ersteinsatz zu 
verzichten, bedeutet nicht, daß die NATO 
mit dem Gedanken an die Führbarkeit ei- 
nes Atomkrieges spielt. Sie hält sich viel- 
mehr diese Entscheidung als Warnung an 
die Gegenseite offen, um ihr die Gefahr ei- 
ner Gewaltaktion vor Augen zu führen. Al- 
lein wichtig ist der Verzicht auf den Erst- 
einsatz aller Waffen überhaupt. Der We- 
sten hat ihn ausgesprochen. 

• Ist die Pershing II eine Erstschlags- 
waffe? 

Immer wieder wird behauptet, die Per- 
shing II sei eine Erstschlagswaffe und ein 
Mittel der sogenannten „Enthauptungs- 
strategie". Dies stimmt nicht. Die Per- 
shing II ist keine Erstschlagswaffe. Sie 
reicht mit 1800 km noch nicht einmal bis 
Moskau. Mit ihr kann noch nicht einmal 
ein Zehntel der sowjetischen Interkonti- 
nentalwaffen erreicht werden und nur 
ganz wenige der Frühwarnsysteme der 
Sowjetunion. Außerdem werden für den 
Fall eines völligen Scheiterns der Genfer 
Verhandlungen höchstens 108 Pershing II 
aufgestellt — ein mehrere Jahre dauern- 
der Prozeß —, während es schon heute 
mehr als 350 SS-20-Raketen gibt. Schließ- 
lich trägt jede Pershing II nur einen 
Sprengkopf, die SS 20 drei, die unabhän- 
gig voneinander in verschiedene Ziele ge- 
bracht werden können. D. h., die Pershing 

II könnte eines Tages höchstens 1°8 M 

bekämpfen, die SS 20 heute schon f 
815 1 °50' CC0 
• Warum tun wir nicht den ersten ? 
zur Abrüstung? ,e 
Immer wieder wird  behauptet, es   efl 

dem Westen an Mut zu Vorleistung, 
Man müsse nur einseitige Schritte u 
nehmen,   dann   würde   die   Sowjet 
schon folgen. .. 

Der Westen hat immer wieder y°rlf J^g 

0 gen erbracht. So haben die USA An 
der siebziger Jahre auf die allge me 

.n«"' 
         ~.~~-.yv-,        WWII»       BUI       WH»* .  f. 

Wehrpflicht verzichtet, auf die Neutr° ,ef 
waffe und auf den Langstreckenbo . 
B 1. Der Westen hat 1980 1000 nuK' 'y 
Sprengköpfe aus Europa abgezoQe ,. 
als ersten Schritt und als Zeichen de* 
ten Willens. Die Reaktion der Sowjet ^ 
ist bekannt: einseitiges Aufrüsten 
Nachziehen in der Abrüstung.        ^^ 

Friedensbewegung klar e*n 

DKP-Aktionsfeld $. 
Nach dem Verfassungsschutzbericn1' ,. 
das von der SPD geführte nordrhein- ,e 
fälische Innenministerium für das ^ 
Halbjahr 1983 vorgelegt hat, erhärte1 

der Verdacht, daß links-extreme 
gin'1 

rungen auf die Friedensbewegung fc A 

nehmen wollen. Hauptagitator ist ,, 
Feststellung des Berichts die DKP- $• 
Mitglieder sich innerhalb der Friede^ 
wegung durchweg nicht als Kornm1"11^ 
zu erkennen gäben, dabei aber immer ^ 
der zu Kompromissen bereit sete°'[iHÜ 
den Anschluß an die Gesamtbev^%|i 
nicht zu verlieren. Nach den vorliege ^ 
Erkenntnissen bestehe die BevveLs- 
bundesweit aus 3000 bis 4000 Friefly 
initiativen, wovon rund 1100 an Rhe,ngjfr 
Ruhr angesiedelt seien. Erfolgreich*^ 
flußnahmen der DKP seien beim * ^ 
der Ostermärsche 1983 und bei der« • 
tionskonferenz der FriedensbeweG 
im April in Köln ablesbar gewesen- 
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CDU RHEINLAND-PFALZ 

erung von Frieden und Freiheit 
lst die wichtigste politische Aufgabe 
ihre[?®,n|and-pfälzische CDU hat auf 
ioCJ ?8- Landesparteitag am 8. Ok- 
cherh'n Simmern bekräftigt, die Si- 
%xx e,tsPolitik der Bundesregie- 

^lb6
aUf der Basls des NATO-Dop- 

W Schlusses mitzutragen und 
Won außfn hin offensiv vertreten zu 
\ a' ^'es wurde m eine»" einstim- 
<U$V   

aßten Resolution des Lan- 
Standes bestätigt. 

*\i dem ersten Parteitag nach der 
% ?dta9swahl vom 6. März, die der 
^tte absolute Mehrheit eingetragen 
sWrx,ri.e* der Landesvorsitzende, Mini- 
en S'dent Bernnard v°9e|. die Dele_ 

% i   nacr>drücklich auf, sich nicht auf 
V sofbeeren des Wahlsieges auszuru- 
H'us ndern alles zu tun, um eine offene, 
^'9e tjSl0nsbereite und entscheidungsfä- 
ln de 

arte' zu bleiben. 
^'nia mmenden zwölf Monaten hat die 
*U b6 nd-Pfälzische CDU mehrere Wahlen 
^'rid t hen' Bei den Kommunalwahlen 
^n9sn Sich die partei in einer guten Aus- 
^m     on- Für diese Wanl wird ein 

^r LaJJJ]alvvahlprogramm vorbereitet, das 
^ten Sparte'ausschuß im Januar 1984 
% R...

Und verabschieden soll. Im Früh- 
'er 

*$id 

soll außerdem  ein   kommunalpoliti- 
*°ngreß stattfinden. Der Minister- 

, auf
nt appellierte an seine Parteifreun- 

b^he den Kandidatenlisten deutlich zu 
s sej n daß die CDU eine Vo|ksPartei sei. 

S,6n QähCht 2U entscnuld'9en- wenn es Li~ 
?daten     °hne Frau®n. ohne lun9e Kan- 
nst*' °hne  Arbeitnehmer'oder  ohne 

,H'nbli 
"ge aus dem Mittelstand. 

^en'Dr!ck auf d'e Wahlen zum Europäi- 

2 im November auf einem Euro- 
^^ar'am wird  die   CDU   Rhein- 

patag ihre Kandidaten nominieren. Beson- 
dere Bedeutung mißt die Partei auch den 
im Frühjahr 1984 stattfindenden Wahlen 
zu den Betriebsräten, Personalräten und 
Jugendvertretungen bei. Der Landesvor- 
sitzende stellte klar: Mehr als die Hälfte 
der Arbeitnehmer in Rheinland-Pfalz wäh- 
len CDU, deshalb werde die Partei die So- 
zialausschüsse bei diesen Wahlen nicht 
allein lassen, sondern sie nachdrücklich 
unterstützen. 
Bernhard Vogel erinnerte an das im ver- 
gangenen Jahr in Lahnstein verabschiede- 
te Arbeitsprogramm für die nächsten vier 
Jahre. Dieses Programm sei unverändert 
gültig und bilde die Grundlage für die poli- 
tische Arbeit im Lände. 
Die wichtigsten Aufgaben für jetzt und die 
kommenden Jahre wurden folgenderma- 
ßen formuliert: 
1. Erhaltung und Schaffung von Arbeits- 
plätzen; 
2. Unsere Umwelt hat ein Recht auf Erhal- 
tung und auf Zukunft; 
3. Wir bleiben Schrittmacher in der Me- 
dienpolitik; 
4. Das System der sozialen Sicherung 
muß gerecht und treffsicher sein. Die Fa- 
milienpolitik hat für uns Vorrang; 
5. Für unsere Jugend soll der Weg in die 
Zukunft offen sein. 
Eine Fülle landespolitischer Aufgaben 
steht auf der Tagesordnung: In den näch- 
sten Monaten wird der Haushalt für 1984 
und 1985 erstellt und verabschiedet. Das 
Gebot der Stunde heißt: Konsolidieren 
und eisern sparen. Die Neuverschuldung 
muß vermindert werden. Um die Ausga- 
ben nicht mehr als 3 Prozent wachsen zu 
lassen, sind Einschränkungen im Perso- 
nalbereich notwendig. Eine Ausnahme soll 
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bei dem Engagement für Lehrlinge ge- 
macht werden. Für die Lehrlingsausbil- 
dung sind zusätzlich 11 Millionen DM, ins- 
gesamt jetzt fast 30 Millionen, bereitge- 
stellt worden. 

Zu den langfristig wichtigsten Aufgaben 
gehört die Sicherung der Umwelt. Die Sor- 
ge um den Wald steht an erster Stelle. Zu 
diesem Thema lagen den Delegierten eine 
Reihe von Anträgen vor, in denen es vor 
allem um die weitere Begrenzung der 
Schadstoffemissionen und um Maßnah- 
men gegen das Waldsterben ging. 

In den Initiativanträgen zum Waldsterben 
heißt es u. a.: 
„Die CDU Rheinland-Pfalz setzt sich für 
weitere energische Schritte zur Bekämp- 
fung des rapide ansteigenden Waldster- 
bens ein. Über die bisher von der Bundes- 
regierung eingeleiteten Maßnahmen hin- 
aus (neue TA-Luft, Großfeuerungsanla- 
genverordnung) ist es daher dringend ge- 
boten, vor allem auch das wirtschaftliche 
Eigeninteresse in den Dienst der Umwelt- 
politik zu stellen. Deshalb sind marktwirt- 
schaftliche Instrumente zu entwickeln, die 
über wirtschaftliche Belastungen und Ent- 
lastungen wirksame Fortschritte in der 
Luftreinhaltung möglich machen. 
Die CDU Rheinland-Pfalz fordert die Lan- 
desregierung auf, gesetzliche Möglichkei- 
ten für eine Emissionsabgabe zur Unter- 
stützung der Großfeuerungsanlagenver- 
ordnung zu überprüfen und über den 
Deutschen Bundesrat zu verfolgen." 

Im Antrag „Schadstoffemissionen des 
Kraftfahrzeugverkehrs" heißt es u. a.: „An- 
gesichts der enorm gestiegenen Bela- 
stung von Mensch, Natur und Gebäuden 
durch die Schadstoffemissionen des 
Kraftfahrzeugverkehrs setzt sich die CDU 
Rheinland-Pfalz für energische umweltpo- 
litische Maßnahmen im Kraftverkehrsbe- 
reich ein. Sie fordert deshalb umgehend 
eine Herabsetzung der Grenzwerte für 
Kfz-Abgase, vor allem die drastische Re- 
duzierung der Emissionen von Stickstoff- 
oxyden, möglichst ab 1. Januar 1985. 

& 

Bleifreies Benzin soll gegenüber g 
kömmlichem durch steuerliche Entia ^ 
preisgünstiger angeboten werden-.^ 
des-, Landes- und Kommunalben ie 

sollten beispielhaft vorangehen,in ^3' 
zum 1. Januar 1985 alle neuen Dien ^, 
gen und öffentlichen Fahrzeuge au 
freies Benzin umstellen." 
Gastredner auf dem Parteitag warej1 

neralsekretär Heiner Geißler und ^, 
Staatsminister a. D., Prof. Dr. Roman ^r 

zog, der das Hauptreferat hielt ^n 
Geißler warnte davor, sich „von L ^ 
die sonst mit dem Evangelium nic ^ 
Sinn hätten" und sogar bereit se'en,

tfi||g!>- 
borenes Leben zur Disposition zu s r 

eine einseitige Interpretation der ße 9 $ 
digt aufreden zu lassen. Der ^ej.^ 
Auseinandersetzung sei nicht eine m ^ 
sehe, sondern eine politische Frage. ^ 
lieh die, ob die Bundesrepublik De 
land in der NATO bleibe oder nicht- 

Auch Roman Herzog wandte sich 9* jjj 
eine selektive Auslegung der BergP'' M 
Wenn sie als Handlungsanweisung 'u §, 
Politiker von heute herangezogen JJ' ^ 
dann müßten ihr zufolge auch die 5 g 
gesetze, die mittelfristige Finanzp^' ffi 
und das Ehescheidungsrecht abges 

werden, meinte er. , 

Unter den landespolitischen '" $ 
stand auf Antrag der Jungen Unio j, 
Einführung der Direktwahl von Bürgß •# 
stem zur Entscheidung an. Die Deu- 
ten nahmen mit großer Mehrheit eine ^ 
genantrag des Landesvorstandes afl- $ 
sich für die Beibehaltung der gelt^jf 
Regelung aussprach. Eine Ur-Wahl. * $ 
gumentierte der Landesvorstand, * $ 
die ohnehin schon starke Stellung. 
Bürgermeister   in   der   rheinland-P' .^r 
sehen Kommunalverfassung noch wr 
stärken und die Rolle der GemeindeP 
mente weiter beeinträchtigen. 
Reibungslos ging die Wahl der 
ten für den Bundesparteitag mit H   r<j 
Kohl, Bernhard Vogel, Heiner Geißle' 
Otto Meyer an der Spitze vonstatten- 



Sowjetische Raketen 
bedrohen unsere Freiheit 

Die NATO ist ein reines Verteidi- 
»ungsbündnis. Sie bedroht nieman- 
?sn. Sie strebt keine militärische 
Überlegenheit an. 
P Präsident Reagan hat deshalb 
5nde September vor der UNO neue 
^schlage für die Genfer Abrü- 
lungsverhandlungen gemacht: 

:* D'e USA sind damit einverstanden, 
n Genf über Mittelstreckenraketen 
,|Jd über solche Flugzeuge zu ver- 
edeln, die auch Atomwaffen 

tra9en können. 
• Die USA haben erklärt, daß sie 
gch!für alle SS-20-Raketen in der 
^jetunion eigene Mittelstrecken- 
^ien in Europa aufstellen wollen. 

2 
ü'e Amerikaner haben damit zum 

rf?eÜen Mal in diesem Janr ein weit" 
gehendes Angebot gemacht. Die 
J^jetunion ist bis jetzt auf die we- 
ltlichen Forderungen des Westens 

G£nt eingegangen. Im Gegenteil: 
srieralsekretär Andropow hat die 

s^
üen amerikanischen Vorschläge 

"•ort ohne eingehende Prüfung 
^ckgewiesen. 

tär 6nn die Sowjetunion will ihre mili- ar|sche Überlegenheit in Europa be- 

Gemeinsam für Frieden und Freiheit 

halten - bei den konventionellen 
Waffen ebenso wie bei den Mittel- 
streckenraketen. Die Gefahr für uns 
liegt aber in der Fähigkeit der Sowjet- 
union, die SS-20-Raketen als poli- 
tisches Druckmittel zu benutzen. 

Um sich verteidigen zu können, 
würde für den Warschauer Pakt ein 
militärisches Gleichgewicht genü- 
gen. Wer aber freien Bürgern den 
Kommunismus durch Drohung und 
Erpressung aufzwingen will, der 
braucht ein militärisches Überge- 
wicht. 

Die eigentlichen Gefahren für 
den Frieden gehen also von der 
rücksichtslosen Machtpolitik der 
Sowjetunion aus. Afghanistan 
und Polen sind die aktuellsten 
Beispiele dafür. 

Frieden und Freiheit sind be- 
droht, weil die Sowjetunion bereit 
ist, ihre Waffen zur politischen Er- 
pressung und zur militärischen 
Unterdrückung einzusetzen. 

Die Sowjetunion rüstet nicht 
gegen unsere Waffen, sondern gegen 
unser freies Denken. 

CDU 
""«'-Haus 53ÖOBonnv>103 

^sicher 
asozial 
undfrei 
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TERMINE 
24. 10. CDU-Bundesvorstand 

Sitzung, Bonn 
25. 10. MIT Saar 

Landesvorstand, Saarbrücken 
25. 10. Landesverband Hannover 

, 10000 Friedenstage", 
Veranstaltung mit Dr. Worms, 
KV Osnabrück-Land 

26. 10.  CDU Bund 
Landesgeschäftsführer- 
konferenz, Bonn 

26. 10. Landesverband 
Baden-Württemberg 
„ 10000 Friedenstage", 
Veranstaltung mit 
Ministerpräsident Zeyer, 
KV Konstanz 

26. 10. Frauenvereinigung 
Schleswig-Holstein 
Landes vorstand, 
St. Michaelisdonn 

27. 10. Landesverband Rheinland-Pfalz 
, 10000 Friedenstage", 
Veranstaltung mit 
Ministerpräsident Späth, 
KV Worms 

27. 10. Landesverband Rheinland-Pfalz 
„ 10000 Friedenstage", 
Veranstaltung mit 
Ministerpräsident Späth, 
KV Kaiserslautern 

28. 10. Landesverband Rheinland 
Landesvorstand, Köln 

28. 10. Landesverband Berlin 
Landesvorstand 

28. 10. OMV Schleswig-Holstein 
Landesvorstand, Kiel 

28. 10. Landesverband Berlin 
Landesausschuß, Berlin 

28./30. 10. Exil-CDU 
Deutschland-Tagung, 
Untergriesbach b. Pass»" 

29. 10. Frauenvereinigung 
Schleswig-Holstein 
Delegiertentag, Itzehoe 

29. 10. CDA Schleswig-Holstein 
Landesausschuß, 
Bad Bramstedt 

29. 10. Landesverband 
Baden-Württemberg      rf 
UdVF-Landestag, Stuttg* 

31. 10./1. 11. Junge Union Westf.-UpPe 

Fachtagung: . -• 
„Ausbildungsplatz-Sharm. • 

Dortmund ^ 
1. 11. Junge Union Niedersachs 

Landesvorstand, Hanno** 
2./3. 11.  CDA NRW 

Klausurtagung 
Arbeitnehmergruppe       0l' 
- CDU-Landtagsfraktion 

Haltern 
Junge Union Rheinland 2. 11. 
Delegiertentreffen 
, Deutschlandtag 
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